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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der EG für eine Richtlinie 
des Rates betreffend die Angleichung der Gesetze der 
Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahrzeughaft- 
pflichtversicherung und der Grenzkontrolle der ent- 
sprechenden Versicherungspflicht 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Grenzkontrollen zur Überprüfung der Einhaltung der Kraft- 
fahrzeugversicherungspflicht, die wegen ungleicher nationaler 
Vorschriften in der Gemeinschaft notwendig sind, erschweren 
die Verwirklichung des freien Personen- und Warenverkehrs. 


B. Lösung 

Damit in Zukunft auf die Überprüfung der grünen Versiche- 
rungskarte an der Grenze verzichtet werden kann, sollen zwi- 
schen den nationalen Versicherungsverbänden der sechs Mit- 
gliedstaaten Globalgarantievereinbarungen getroffen werden 
(Artikel 2). Darüber hinaus soll ein Entschädigungsfonds zur 
Deckung von Auslandsschäden, die durch unversicherte Kraft- 
fahrzeuge verursacht werden, gebildet werden (Artikel 4). 


C. Alternativen 

Auf die Bildung eines solchen Entschädigungsfonds kann mit 
Rücksicht auf die geforderten Globalgarantievereinbarungen 
verzichtet werden. 
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Schriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Richtlinie des Rates betreffend die Angleichung der 
Gesetze der Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahr- 
zeughaftpflichtversicherung und der Grenzkontrolle 
der entsprechenden Versicherungspflicht 

— Drucksache Vl/1049 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schollmeyer 


I. 

Der Vorschlag der Kommission der EG — Druck- 
sache W1049 — wurde mit Schreiben vom 24. Juli 
1970 durch den Herrn Präsidenten des Deutschen 
Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft feder- 
führend sowie an den Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen mitbeteiligt zur 
Beratung überwiesen. Der mitberatende Ausschuß 
hat dem Vorschlag zugestimmt. 

II . 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in 
seiner 23. Sitzung am 3. Dezember 1970 behandelt. 
Der Richtlinienvorschlag der Kommission der EG 
an den Rat sieht die Abschaffung der Grünen Ver- 
sicherungskarte an der Grenze vor. Er gehört damit 
in den Rahmen der allgemeinen Aufhebung jeg- 
licher Kontrolle an den Binnengrenzen der Gemein- 
schaft und stellt einen weiteren Schritt zur Er- 
leichterung des grenzüberschreitenden Verkehrs 
dar. Zudem werden bisher entstehende Kosten für 
den Abschluß von Tages Versicherungen in den 
Fällen, in denen die grüne Versicherungskarte nicht 
mitgeführt wird, vermieden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft stimmt darin über- 
ein, daß die Richtlinie sich auf die Abschaffung 


der Grenzkontrolle der Grünen Versicherungskarte 
beschränken soll. Notwendige Voraussetzung für 
den Verzicht auf diese Grenzkontrolle sollte allein 
der vorherige Abschluß einer Globalgarantie- 
vereinbarung zwischen den nationalen Versiche- 
rungsverbänden der sechs Mitgliedstaaten (Artikel 2 
Nr. 2) sein. Über die Globalgarantievereinbarung 
hinaus sieht der Entwurf noch die Einrichtung eines 
auch Auslandsschäden deckenden Entschädigungs- 
fonds für nicht versicherte Kraftfahrzeuge vor 
(Artikel 4). 

Der Ausschuß für Wirtschaft ist der Auffassung, 
daß diese Vorschrift nicht in die Richtlinie auf- 
genommen werden sollte. Der notwendige Ver- 
sicherungsschutz wird durch die abzugebende glo- 
bale Garantieerklärung gewährt. Der nationale Ver- 
sicherungsverband tritt nämlich für im Ausland 
verursachte Schäden unabhängig davon ein, ob eine 
Versicherung im Inland besteht oder nicht. Durch 
die von der Kommission vorgeschlagene Regelung 
soll eine rein innere Angelegenheit geregelt wer- 
den, die nicht in den Rahmen dieser Richtlinie 
gehört. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, von dem Vorschlag der Kommission Kennt- 
nis zu nehmen. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Schollmeyer 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag der EG-Kommission — 
Drucksache VI/1049 — Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

bei den weiteren Beratungen des Vorschlags in 
Brüssel darauf hinzuwirken, daß auf die Vor- 
schrift des Artikels 4, der die Einsetzung einer 
besonderen schadenregulierenden Stelle zum 
Gegenstand hat, verzichtet wird. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Schollmeyer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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